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Einleitung

Die Frage der Existenzsicherung ist – bezogen auf die Leistungsseite – ein
politischer Dauerbrenner. Die Auseinandersetzungen, die von einer breite-
ren Öffentlichkeit wahrgenommen werden, drehen sich dabei um grundle-
gende, da systemische Fragen. Die aus verschiedenen politischen Richtun-
gen in die Diskussion eingebrachten Reformvorschläge tragen klangvolle
Namen wie „Solidarisches Bürgergeld“1 oder „Bedingungsloses Grund-
einkommen“2. Auch von Seiten der Wissenschaft existieren Vorschläge
für eine grundsätzliche Neuausrichtung des Systems der Existenzsiche-
rung.3

Geradezu kleinmütig wirkt demgegenüber der für die vorliegende Ar-
beit gewählte Titel: „Existenzsicherung in Ehe und Familie im Einkom-
mensteuerrecht“. Denn hierdurch werden gleich mehrere Beschränkungen
der Bearbeitung deutlich. Zum einen greift der Titel auf den traditionellen
Gedanken zurück, dass Existenzsicherung (auch) im Einkommensteuer-
recht stattzufinden hat.4 Er zementiert damit den Umstand, dass Existenz-
sicherung in Parallelsystemen – dem Steuer- und Sozialrecht – stattfindet
und klammert integrative Konzepte aus. Zum anderen wird vorausgesetzt,
dass das Einkommensteuerrecht das steuerrechtliche Teilgebiet ist, in dem
sich Fragen der Existenzsicherung insbesondere stellen. Auch dies ent-
spricht dem traditionellen Gedanken von der Einkommensteuer als „Köni-

1 Vgl. zu diesem Konzept des ehemaligen thüringischen Ministerpräsidenten Dieter
Althaus statt vieler M. Brenner/D. Seifarth/U. Hennig, Solidarisches Bürgergeld
und Grundgesetz (2011).

2 Vgl. aus der aktuellen Literatur exemplarisch S. Kunz, Bedingungsloses Grundein-
kommen und Soziale Marktwirtschaft (2016); R. Osterkamp, Auf dem Prüfstand:
ein bedingungsloses Grundeinkommen für Deutschland? (2015).

3 Vgl. exemplarisch zum System der Negativsteuer J. Mitschke, Steuer- und Transfer-
ordnung (1985); J. Mitschke, StuW 1994, S. 153; J. Mitschke, Grundsicherungsmo-
delle (2000); J. Mitschke, Erneuerung des deutschen Einkommensteuerrechts
(2004).

4 K. Murhard, Theorie und Politik der Besteuerung (1834), S. 450 ff. Vgl. auch
W. Leisner, Existenzsicherung im Öffentlichen Recht (2007), S. 343 f.
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gin der Steuern“5, die wie keine andere Steuer eine leistungsfähigkeitsge-
rechte Besteuerung gewährleisten und insbesondere sozialpolitische For-
derungen – wie die Berücksichtigung eines Existenzminimums und des
Personenstandes – umsetzen kann.6

Die zentrale These dieser Bearbeitung lautet, dass das Einkommensteu-
errecht zur Verwirklichung des Leistungsfähigkeitsprinzips – stärker als
bisher – auf sozialrechtliche Vorgaben zurückgreifen muss.7 Dieser Ansatz
ermöglicht es zum einen, dass die derzeit existierenden Unstimmigkeiten
bei der Berücksichtigung privaten Aufwands beseitigt werden,8 zum ande-
ren erschwert er die Implementierung von Steuervergünstigungen mit un-
ter sozialstaatlichen Gesichtspunkten nicht zu rechtfertigenden Vertei-
lungswirkungen.9 Ziel der Arbeit ist es, sich nicht auf abstrakte Aussagen
zur Verteilungsgerechtigkeit beim Zusammenwirken von Sozial- und Steu-
errecht zurückzuziehen, sondern die zu erarbeitenden Vorgaben an konkre-
ten Problemstellungen zu messen. Die deswegen notwendige detaillierte
Erfassung einzelner Fragestellungen – jeweils im Sozial- und im Steuer-
recht – erfordert eine Begrenzung der Untersuchungsgegenstände. Das
Augenmerk liegt daher auf der laufenden (gewöhnlichen) Existenzsiche-
rung, wobei damit in Bezug auf die familiäre Situation auch Lebensab-

5 J. Popitz in Handwörterbuch der Staatswissenschaften (1926), Band 3, S. 400, 402.
Vgl. auch BVerfG v. 25.9.1992 – 2 BvL 5, 8, 14/91, BVerfGE 87, S. 153, 155 ff.
Nach D. Birk in FS Stree/Wessels (1993), S. 1173, 1175 ist die Einkommensteuer
diejenige Steuer, die am stärksten am Gleichheitsideal orientiert ist. Vgl. zu Fragen
der Existenzsicherung im Rahmen der Umsatzsteuer den Nichtannahmebeschluss
des BVerfG v. 23.8.1999 – 1 BvR 2164/98, NJW 1999, S. 3478 sowie aus der Lite-
ratur C. Seiler, AöR 2011, S. 95, 106; T. Leibohm, Bedarfsorientierung (2011),
S. 153; W. Leisner, Existenzsicherung im Öffentlichen Recht (2007), S. 344.

6 J. Popitz in Handwörterbuch der Staatswissenschaften (1926), Band 3, S. 400,
401 f. Vgl. schon J. Conrad in Handwörterbuch der Staatswissenschaften (1909),
Band 3, S. 695, 695: „Nur durch sie [die Einkommensteuer] ist das Ziel einer ge-
rechten Besteuerung, jeden nach seiner Leistungsfähigkeit zu treffen, welche haupt-
sächlich durch das Einkommen bedingt wird, annährend zu erreichen. Zugleich ist
man nur bei einer Personalsteuer in der Lage, die persönlichen Verhältnisse zu be-
rücksichtigen […]“.

7 Hinsichtlich dieses Ansatzes konnte insbesondere auf die Werke von M. Lehner
(Einkommensteuerrecht und Sozialhilferecht (1993)), C. Moes (Existenzminimum
(2011)) und T. Leibohm (Bedarfsorientierung (2011)) zurückgegriffen werden. Vgl.
aus der aktuellen Literatur auch J. Englisch in DStJG 37 (2014), S. 159.

8 Vgl. hierzu J. Hey in Tipke/Lang, § 8 Rn. 72.
9 Vgl. zu diesen Verteilungsfragen insbesondere die Ausführungen im 1. Kapitel C. I.

2. c) und im 1. Kapitel E.
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schnitte der Kinder, wie insbesondere Betreuung, Schulzeit und Ausbil-
dung, gemeint sind. An vielen Stellen wird zur besseren Veranschauli-
chung mit konkreten Werten und Berechnungen gearbeitet. Zugrunde ge-
legt sind dabei die Werte für das Jahr 2016. Die regelmäßigen Anpassun-
gen im Sozial- und auch im Steuerrecht bewegen sich meist in überschau-
barem Rahmen, sodass jedenfalls den ermittelten Relationen auch über das
Jahr 2016 hinaus Bedeutung zukommt.10

Die Arbeit gliedert sich in drei Kapitel.

Im ersten Kapitel werden die Grundlagen der Existenzsicherung im Steu-
er- und Sozialrecht dargestellt. Aus dem Verhältnis von Steuer- und Sozi-
alrecht wird die maßgebliche Bedeutung der sozialrechtlichen Vorgaben
für Fragen der Existenzsicherung im Steuerrecht abgeleitet. Vor die Klam-
mer gezogen wird zudem die beim Vergleich von Steuer- und Sozialrecht
regelmäßig virulente Frage, wie etwaiges Vermögen oder Einkommen des
Steuerpflichtigen bzw. seiner Angehörigen zu behandeln ist. Bereits im
ersten Teil wird außerdem aufgezeigt, dass einzelne sozialrechtliche Insti-
tute – etwa das Wohngeld oder der Kinderzuschlag – für die Frage der
Existenzsicherung im Steuerrecht ausgeklammert werden können, was zu
Vereinfachungen im Fortgang der Bearbeitung führt. Von großer Bedeu-
tung bei der Abstimmung von Steuer- und Sozialrecht ist zudem die Frage
nach der Typisierungsbefugnis des Gesetzgebers im jeweiligen Rechtsge-
biet.

Im zweiten Kapitel werden einzelne Elemente der Familienbesteuerung
anhand des entwickelten Maßstabes überprüft. Schwerpunkte sind dabei
das duale System sowie die Berücksichtigung von Kinderbetreuungskos-
ten. Die Bearbeitung erfolgt hier nach einem einheitlichen Schema, das ei-
nerseits der besseren Orientierung dient, es andererseits aber auch ermög-
lichen soll, einzelne Aspekte zielgenau erfassen zu können. Nach Darstel-
lung des jeweiligen Untersuchungsgegenstandes – insbesondere unter Be-
rücksichtigung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts – wird
die Verfassungsmäßigkeit der Regelung in drei Schritten überprüft. In
einem ersten Schritt wird die Regelung des Sozialrechts dargestellt, in
einem zweiten Schritt die steuerrechtliche Regelung (unter Berücksichti-

10 Zum 1.1.2017 wurde beispielsweise der Grundfreibetrag um 168 €, der Kinder-
freibetrag um 108 €, das Kindergeld um monatlich 2 € sowie der Kinderzuschlag
um monatlich 10 € erhöht, vgl. BGBl. I 2016, S. 3000.
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gung der steuerrechtlichen Diskussion), sodass in einem dritten Schritt
Folgerungen aus dieser Gegenüberstellung gezogen werden können.

Im dritten Kapitel wird das Ehegattensplitting untersucht. Die nahezu
unüberschaubare Literatur zu dieser Thematik sowie die offensichtlichen
Friktionen, die bei der Behandlung der Ehegatten zwischen Steuer- und
Sozialrecht bestehen, legen es nahe, zunächst die steuerrechtliche Diskus-
sion aufzugreifen. Dabei ist von einer vollständigen Wiedergabe der (teil-
weise kleinteiligen) Argumentation bewusst Abstand genommen worden.
Die Frage nach der Verfassungsmäßigkeit des Ehegattensplittings dreht
sich deshalb schwerpunktmäßig um die Rechtsfigur der mittelbaren Dis-
kriminierung sowie um die Grenzen der Typisierungsbefugnis des Gesetz-
gebers. Bei der Frage nach einer Ehegattenbesteuerung, die auf sozial-
rechtliche Wertungen zurückgreifen könnte, ist insbesondere der Aspekt
der Berücksichtigung der Haushaltsersparnis diskussionswürdig.

Die Bearbeitung schließt mit einer Zusammenfassung der wesentlichen
Ergebnisse.
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Grundlagen der Existenzsicherung im Steuer- und
Sozialrecht

Die Existenzsicherung als staatliche Aufgabe

Die staatliche Pflicht zur Sicherung der Existenz des Einzelnen

Art. 20 Abs. 1 GG statuiert als Wesensmerkmale des Gemeinwesens neben
den Staatsstrukturprinzipien Bundesstaat, Republik und Demokratie auch
den Sozialstaat als Staatszielbestimmung.11 Das Sozialstaatsprinzip
(Art. 20 Abs. 1, Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG) ermöglicht und erfordert, dass
der Staat ordnend und korrigierend in die Gesellschaft eingreift.12 Konkre-
te Maßgaben können aus dem Sozialstaatsprinzip grundsätzlich nicht ab-
geleitet werden, diese gerieten mit dem Demokratieprinzip in Konflikt.13

Eine Ausnahme gilt allerdings für die Sicherung der Existenz des Einzel-
nen, die als Minimalkonsens direkt aus dem Sozialstaatsprinzip abgeleitet
wird.14 Ein solcher Gedanke wohnte schon der Weimarer Reichsverfas-
sung (WRV) inne, die im fünften Abschnitt Vorgaben für das Wirtschafts-
leben festhielt. Art. 151 Abs. 1 Satz 1 WRV15 lautete:

„Die Ordnung des Wirtschaftslebens muss den Grundsätzen der Gerechtigkeit
mit dem Ziele der Gewährleistung eines menschenwürdigen Daseins für alle
entsprechen.“

 
Art. 163 Abs. 2 WRV16 garantierte staatliche Fürsorge:

„Jedem Deutschen soll die Möglichkeit gegeben werden, durch wirtschaftli-
che Arbeit seinen Unterhalt zu erwerben. Soweit ihm angemessene Arbeitsge-

1. Kapitel:

A.

I.

11 K. Sommermann in von Mangoldt/Klein/Starck, Art. 20 Rn. 5.
12 R. Bieritz-Harder in Berlit/Conradis/Sartorius, Existenzsicherungsrecht (2013),

Kap. 8 Rn. 1.
13 R. Bieritz-Harder in Berlit/Conradis/Sartorius, Existenzsicherungsrecht (2013),

Kap. 8 Rn. 1.
14 C. Enders in VVDStRL 64 (2005), S. 39.
15 RGBl. 1919, S. 1383, 1412.
16 RGBl. 1919, S. 1383, 1414.
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legenheit nicht nachgewiesen werden kann, wird für seinen notwendigen Un-
terhalt gesorgt.“17

 
Die Untergrenze der Existenzsicherung bildet das „nackte Überle-

ben“18, das sog. physische Existenzminimum. Dieses ermöglicht im mo-
dernen Staat jedoch kein menschenwürdiges Leben.19 Aufgrund der not-
wendigen Existenz in sozialen Bezügen ist ein „Mindestmaß an Teilhabe
am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben“ unerlässlich.20

Eine ausreichende Existenzsicherung erfordert mithin die Berücksichti-
gung eines soziokulturellen Existenzminimums.21 Diese staatliche Pflicht
wird in ständiger Rechtsprechung auf das Sozialstaatsprinzip i.V.m. der
Menschenwürde gestützt.22 Bei der Realisierung des Schutzes steht dem
Gesetzgeber indes ein weiter Gestaltungsspielraum zu.23 Die Ausgestal-
tung eines Existenzminimums, das über das physische Überleben hinaus
auch ein Mindestmaß an Teilhabe beinhalten soll, unterliegt in hohem Ma-
ße politischen Wertungen.24 Der Gesetzgeber hat dabei aber die Entwick-
lung des Gemeinwesens zu berücksichtigen und seine Wertungen stetig zu

17 Zu näheren Einzelheiten – beispielsweise der Pflicht des Bedürftigen, gemeinnüt-
zige Arbeit zu leisten – C. Enders in VVDStRL 64 (2005), S. 25 f.

18 BSG v. 22.4.2008 – B 1 KR 10/07 R, BSGE 100, S. 221, 231.
19 R. Bieritz-Harder in Berlit/Conradis/Sartorius, Existenzsicherungsrecht (2013),

Kap. 8 Rn. 5.
20 BVerfG v. 9.2.2010 – 1 BvL 1, 3, 4/09, BVerfGE 125, S. 175, 223.
21 R. Bieritz-Harder in Berlit/Conradis/Sartorius, Existenzsicherungsrecht (2013),

Kap. 8 Rn. 1 nimmt an, dass der Staat aufgrund eines Finanzierungsvorbehalts
dann dahinter zurückbleiben darf, wenn in Krisenzeiten die Existenz sämtlicher
Mitglieder der Gesellschaft bedroht ist.

22 BVerfG v. 18.7.2012 – 1 BvL 10/10, 2/11, BVerfGE 132, S. 134, 159; BVerfG
v. 9.2.2010 – 1 BvL 1, 3, 4/09, BVerfGE 125, S. 175, 222; BVerfG v. 13.2.2008 –
2 BvL 1/06, BVerfGE 120, S. 125; BVerfG v. 29.5.1990 – 1 BvL 20, 26/84
und 4/86, BVerfGE 82, S. 60; BVerwG v. 24.6.1954 – V C 78.54, BVerwGE 1,
S. 159.

23 R. Bieritz-Harder in Berlit/Conradis/Sartorius, Existenzsicherungsrecht (2013),
Kap. 8 Rn. 5.

24 Vgl. hierzu BSG v. 22.4.2008 – B 1 KR 10/07 R, BSGE 100, S. 221, 231: „Jenseits
der Bestimmung des ‚physischen Existenzminimums‘ steht es im Gestaltungser-
messen des Gesetzgebers, in welchem Umfang soziale Hilfe unter Berücksichti-
gung der vorhandenen Mittel und anderer gleichrangiger Staatsaufgaben gewährt
werden kann und soll […]“.

1. Kapitel: Grundlagen der Existenzsicherung im Steuer- und Sozialrecht
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aktualisieren.25 Dabei hat er auf die soziale Wirklichkeit abzustellen und
gesellschaftliche Entwicklungen – wie die zu einer technisierten Informa-
tionsgesellschaft – nachzuvollziehen.26

Mit dieser Verpflichtung des Staates zur Gewährleistung eines Exis-
tenzminimums korrespondiert ein subjektives Recht des Einzelnen. Schon
früh hat das Bundesverwaltungsgericht ein subjektives Recht auf die Si-
cherung des Existenzminimums abgeleitet, maßgeblich gestützt auf Art. 1
Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. dem Sozialstaatsprinzip.27 Das Bundesver-
fassungsgericht hat zunächst darauf abgestellt, dass der Fürsorgegedanke
in die Grundrechte nur „in beschränktem Maße“ eingeflossen sei.28 Unter
Verweis auf Art. 20 GG führte es einschränkend aus:

„Das Wesentliche zur Verwirklichung des Sozialstaates aber kann nur der
Gesetzgeber tun; er ist gewiß verfassungsrechtlich zu sozialer Aktivität, ins-
besondere dazu verpflichtet, sich um einen erträglichen Ausgleich der wider-
streitenden Interessen und um die Herstellung erträglicher Lebensbedingun-
gen für alle die zu bemühen, die durch die Folgen des Hitlerregimes in Not
geraten sind. Aber nur wenn der Gesetzgeber diese Pflicht willkürlich, d. h.
ohne sachlichen Grund versäumte, könnte möglicherweise dem Einzelnen
hieraus ein mit der Verfassungsbeschwerde verfolgbarer Anspruch erwach-
sen.“29

In der neueren Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und auch
in der Literatur wird ein subjektives Recht des Einzelnen anerkannt.30 Die-
se subjektive Komponente wird aus Art. 1 Abs. 1 GG abgeleitet, da durch

25 BVerfG v. 18.7.2012 – 1 BvL 10/10, 2/11, BVerfGE 132, S. 134, 159; BVerfG
v. 9.2.2010 – 1 BvL 1, 3, 4/09, BVerfGE 125, S. 175, 222.

26 BVerfG v. 9.2.2010 – 1 BvL 1, 3, 4/09, BVerfGE 125, S. 175, 224.
27 BVerwG v. 24.6.1954 – V C 78.54, BVerwGE 1, S. 159, 161 f. Das BVerwG hat

sein Urteil zusätzlich auf das Demokratieprinzip, die Sozialgebundenheit des Ei-
gentums (Art. 14 Abs. 2 GG), das Grundrecht auf Leben und Gesundheit (Art. 2
Abs. 2 GG) sowie den allgemeinen Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) gestützt.
Zum subjektiven Recht auf Sozialhilfe auch J. Isensee, 59. Deutscher Juristentag
(1992), Sitzungsbericht Q, Q 35, 42. Zum Hilfebedürftigen als Objekt staatlicher
Fürsorge vor der Entwicklung des Polizeistaates zum Sozialstaat vgl. C. Enders in
VVDStRL 64 (2005), S. 17 ff.

28 BVerfG v. 19.12.1951 – 1 BvR 220/51, BVerfGE 1, S. 97, 104.
29 BVerfG v. 19.12.1951 – 1 BvR 220/51, BVerfGE 1, S. 97, 105.
30 Erstmals ausdrücklich als Grundrecht bezeichnet in BVerfG v. 9.2.2010 – 1 BvL 1,

3, 4/09, BVerfGE 125, S. 175, 223; ebenso BVerfG v. 18.7.2012 – 1 BvL 10/10,
2/11, BVerfGE 132, S. 134. Zum subjektiven Recht auch BVerfG v. 29.5.1990 – 1
BvL 20, 26/84 und 4/86, BVerfGE 82, S. 60, 85; BVerfG v. 18.6.1975 – 1 BvL
4/74, BVerfGE 40, S. 121, 133; aus der Literatur C. Seiler, JZ 2010, S. 500, 502;
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eine rein objektive Verpflichtung der Würde des Einzelnen nicht Genüge
getan werde.31

Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zum
Existenzminimum

Das Existenzminimum ist Gegenstand zahlreicher Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts. Bevor auf die Existenzsicherung im Sozial-
und Steuerrecht näher eingegangen wird, werden die wegweisenden Ent-
scheidungen kurz genannt, um einen ersten Eindruck von der neueren Ent-
wicklung der Materie zu bekommen. Neben Entscheidungen zur Existenz-
sicherung im Steuerrecht, werden aktuelle Entscheidungen, die die sozial-
rechtliche Gewährung des Existenzminimums zum Gegenstand haben, ge-
nannt.

Beschlüsse zum Familienexistenzminimum (1990)

In zwei Entscheidungen aus dem Jahr 1990 erklärte das Bundesverfas-
sungsgericht das damals geltende System der steuerlichen Berücksichti-
gung kindbedingter Lasten für unzureichend.

Mit Beschluss vom 29. Mai 199032 forderte das Bundesverfassungs-
gericht, in Abweichung zu seiner früheren Rechtsprechung, dass das Fa-
milienexistenzminimum zwingend bei der Einkommensbesteuerung zu
verschonen ist. Anlass dieser Rechtsprechung war die in den Streitjahren
1983 und 1984 unzureichende steuerliche Berücksichtigung kindbedingter
Lasten durch ein zu dieser Zeit kumulatives System aus niedrigen Kinder-
freibeträgen und Kindergeld, wobei letzteres ab einer gewissen Einkom-
menshöhe auf Sockelbeträge gekürzt wurde.33 Die Steuerfreiheit des Exis-
tenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG i.V.m. dem Sozialstaatsprinzip

II.

1.

K. Sommermann, Rechtsstaatlichkeit (2014), S. 107, 119 f.; J. Soria, JZ 2005,
S. 644, 645; H. Siebel-Huffmann in Berlit/Conradis/Sartorius, Existenzsicherungs-
recht (2013), Kap. 9 Rn. 7.

31 BVerfG v. 18.7.2012 – 1 BvL 10/10, 2/11, BVerfGE 132, S. 134, 159; vgl.
M. Breckwoldt, Grundrechtskombinationen (2015), S. 120 ff. zur Kombination des
Sozialstaatsprinzips mit Grundrechtsbestimmungen.

32 BVerfG v. 29.5.1990 – 1 BvL 20, 26/84 und 4/86, BVerfGE 82, S. 60.
33 BVerfG v. 29.5.1990 – 1 BvL 20, 26/84 und 4/86, BVerfGE 82, S. 60, 62 f.
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(Art. 20 Abs. 1 GG) wurde unter Einbeziehung des Art. 6 Abs. 1 GG auf
Familienmitglieder ausgeweitet und unter Rückgriff auf den Subsidiari-
tätsgedanken zunächst freiheitsrechtlich begründet.34 Die Erstreckung der
Steuerfreiheit des Familienexistenzminimums auf höhere Einkommen
wurde anschließend gleichheitsrechtlich hergeleitet.35 Bei der Berücksich-
tigung der Höhe nach knüpfte das Bundesverfassungsgericht an die Lehre
vom indisponiblen Einkommen an und stellte darauf ab, dass eine nicht
realitätsfremde Berücksichtigung mindestens die Berücksichtigung des so-
zialrechtlichen Existenzminimums verlange.36 Diesen Vorgaben genügte
die steuerrechtliche Ausgestaltung in evidentem Maße nicht.37

Während im eben genannten Beschluss das Kindergeld bzw. dessen
Kürzung als mit dem Grundgesetz unvereinbar angesehen wurde, behan-
delte der Beschluss vom 12. Juni 199038 den Kinderfreibetrag, mithin den
anderen Teil des kumulativen Systems der Berücksichtigung kindbeding-
ter Lasten. Aufgrund der einheitlichen Überprüfung des Kinderlastenaus-
gleichs – das Bundesverfassungsgericht rechnete das (gekürzte) Kinder-
geld in einen fiktiven Kinderfreibetrag um39 – und der sich (teilweise)
überschneidenden Streitjahre indizierte die Unzulänglichkeit der Kinder-
geldvorschriften die Unvereinbarkeit des Kinderfreibetrags mit Art. 3
Abs. 1, 6 Abs. 1 GG.

Grundfreibetragsbeschluss (1992)

Mit Beschluss vom 25. September 199240 stellte das Bundesverfassungs-
gericht die Verfassungswidrigkeit des Grundfreibetrags für zahlreiche Ver-
anlagungszeiträume zwischen 1978 und 1991 fest. Als Untergrenze der
steuerlichen Verschonung des Existenzminimums wurde das Sozialhilfe-
recht herangezogen. Der im Sozialhilferecht vorgesehene Mindestbedarf
wurde als entscheidende Maßgröße für die einkommensteuerliche Ver-

2.

34 BVerfG v. 29.5.1990 – 1 BvL 20, 26/84 und 4/86, BVerfGE 82, S. 60, 85 f.
35 BVerfG v. 29.5.1990 – 1 BvL 20, 26/84 und 4/86, BVerfGE 82, S. 60, 86.
36 BVerfG v. 29.5.1990 – 1 BvL 20, 26/84 und 4/86, BVerfGE 82, S. 60, 87 f.
37 BVerfG v. 29.5.1990 – 1 BvL 20, 26/84 und 4/86, BVerfGE 82, S. 60, 92 ff.
38 BVerfG v. 12.6.1990 – 1 BvL 72/86, BVerfGE 82, S. 198.
39 BVerfG v. 12.6.1990 – 1 BvL 72/86, BVerfGE 82, S. 198, 207; ebenso BVerfG

v. 29.5.1990 – 1 BvL 20, 26/84 und 4/86, BVerfGE 82, S. 60, 92.
40 BVerfG v. 25.9.1992 – 2 BvL 5, 8, 14/91, BVerfGE 87, S. 153.
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schonung des Existenzminimums angesehen.41 Dem Steuerpflichtigen
müsse jedenfalls so viel belassen werden, wie der Bedürftige aus öffentli-
chen Mitteln erhält.42 Diesem Vergleichsmaßstab genügte die Ausgestal-
tung des Grundfreibetrags zu dieser Zeit nicht annährend.43

Beschlüsse zum Kinderlastenausgleich (1998)

In drei Beschlüssen vom 10. November 199844 präzisierte das Bundesver-
fassungsgericht seine Rechtsprechung aus dem Jahr 1990 zum Familien-
existenzminimum. Das sozialrechtliche Existenzminimum wurde als Un-
tergrenze der steuerlichen Berücksichtigung beibehalten. Für die Ermitt-
lung des Wohnbedarfs von Kindern wurde die Pro-Kopf-Methode verwor-
fen und die Mehrbedarfsrechnung vorgeschrieben.45 Zudem wurde die
volle steuerliche Berücksichtigung des Existenzminimums unabhängig
vom jeweiligen Grenzsteuersatz gefordert,46 was im kumulativen System
zur Maßgeblichkeit des Spitzensteuersatzes führt, weil bei diesem die
Steuerverschonung durch Kindergeld den niedrigsten umgerechneten
Steuerfreibetrag ergibt.47

3.

41 BVerfG v. 25.9.1992 – 2 BvL 5, 8, 14/91, BVerfGE 87, S. 153, 171.
42 BVerfG v. 25.9.1992 – 2 BvL 5, 8, 14/91, BVerfGE 87, S. 153, 171.
43 BVerfG v. 25.9.1992 – 2 BvL 5, 8, 14/91, BVerfGE 87, S. 153, 174 f.
44 BVerfG v. 10.11.1998 – 2 BvL 42/93, BVerfGE 99, S. 246; BVerfG v. 10.11.1998 –

2 BvR 1220/93, BVerfGE 99, S. 268; BVerfG v. 10.11.1998 – 2 BvR 1852,
1853/97, BVerfGE 99, S. 273.

45 BVerfG v. 10.11.1998 – 2 BvL 42/93, BVerfGE 99, S. 246, 262; vgl. hierzu 2. Ka-
pitel A. II. 1. c) bb). Der Erste Senat hatte in seinem Beschluss vom 14.6.1994 den
Wohnbedarf noch entsprechend der Vorgaben des Bundesministeriums für Familie
und Senioren nach der Pro-Kopf-Methode angesetzt. Unter anderem weil sich
hierdurch im Vergleich zur Mehrbedarfsrechnung erheblich höhere Werte ergaben,
hatte der Erste Senat eine Unterschreitung der Richtwerte um weniger als 15 % to-
leriert, vgl. BVerfG v. 14.6.1994 – 1 BvR 1022/88, BVerfGE 91, S. 93, 113 ff. Der
Zweite Senat hat dieser Toleranzgrenze bei Zugrundelegung der Mehrbedarfsrech-
nung eine Absage erteilt, vgl. BVerfG v. 10.11.1998 – 2 BvL 42/93, BVerfGE 99,
S. 246, 263.

46 BVerfG v. 10.11.1998 – 2 BvL 42/93, BVerfGE 99, S. 246, 263.
47 BVerfG v. 10.11.1998 – 2 BvL 42/93, BVerfGE 99, S. 246, 266 (Tabelle).
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Kranken- und Pflegeversicherung (2008)

Mit Beschluss vom 13. Februar 200848 hat das Bundesverfassungsgericht
Versicherungen für den Krankheits- und Pflegefall dem Existenzminimum
zugerechnet und die bisherige Rechtsprechung fortgeführt, indem es auf
das sozialhilferechtliche Niveau als Vergleichsmaßstab für die steuerliche
Berücksichtigung abgestellt hat.49 Einer Berücksichtigung in Höhe der
Pflichtversicherungsbeiträge – die unter dem Aspekt der Zwangsläufigkeit
naheliegt – wurde ohne Auseinandersetzung eine Absage erteilt.50 Viel-
mehr wurde dem Gesetzgeber aufgegeben, eine am Ziel der Steuerfreiheit
des Existenzminimums orientierte Typisierung vorzunehmen, da die gel-
tende Berücksichtigung diesen Anforderungen evident nicht entsprach.51

Sozialrechtliches Existenzminimum (2010/2014)

Mit Urteil vom 9. Februar 201052 hat das Bundesverfassungsgericht ein-
zelne Vorschriften des SGB II für verfassungswidrig erklärt, da sie die Si-
cherung des Existenzminimums nicht (nachvollziehbar) gewährleisteten.
Die Höhe der Regelleistung für Erwachsene wurde nicht beanstandet,53

auch wurde das zugrundliegende Berechnungsverfahren (Statistikmodell)
für tauglich befunden.54 Allerdings genügte die konkrete Anwendung des
Statistikmodells nicht den Anforderungen an eine nachvollziehbare Abbil-
dung des Existenzminimums, da von den statistisch erhobenen Werten in
einigen Abteilungen – wie beispielsweise Kleidung – prozentuale Ab-
schläge vorgenommen wurden, ohne dass diese schlüssig und nachvoll-
ziehbar ermittelt wurden.55 Aufgrund der ungenügenden Bestimmung des
Regelsatzes für Alleinstehende waren auch die daraus abgeleiteten Leis-
tungen ungeeignet, die Höhe des Existenzminimums nachvollziehbar ab-
zubilden. Bei Kindern kam darüber hinaus dazu, dass ein prozentualer An-
teil des Regelsatzes für Erwachsene kein tauglicher Anknüpfungspunkt

4.

5.

48 BVerfG v. 13.2.2008 – 2 BvL 1/06, BVerfGE 120, S. 125.
49 BVerfG v. 13.2.2008 – 2 BvL 1/06, BVerfGE 120, S. 125, 155.
50 BVerfG v. 13.2.2008 – 2 BvL 1/06, BVerfGE 120, S. 125, 156 f.
51 BVerfG v. 13.2.2008 – 2 BvL 1/06, BVerfGE 120, S. 125, 161 ff.
52 BVerfG v. 9.2.2010 – 1 BvL 1, 3, 4/09, BVerfGE 125, S. 175.
53 BVerfG v. 9.2.2010 – 1 BvL 1, 3, 4/09, BVerfGE 125, S. 175, 229 ff.
54 BVerfG v. 9.2.2010 – 1 BvL 1, 3, 4/09, BVerfGE 125, S. 175, 232 ff.
55 BVerfG v. 9.2.2010 – 1 BvL 1, 3, 4/09, BVerfGE 125, S. 175, 238 ff.
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war.56 Darüber hinaus hielt das Bundesverfassungsgericht die fehlende
Berücksichtigung eines laufenden besonderen Bedarfs für mit Art. 1
Abs. 1 GG i.V.m. Art. 20 Abs. 1 GG unvereinbar, da die Berücksichtigung
des Existenzminimums in jedem Einzelfall sichergestellt werden müsse.57

Mit Beschluss vom 23. Juli 201458 hatte das Bundesverfassungsgericht
erneut über die Ermittlung des sozialrechtlichen Existenzminimums zu
entscheiden. Der Gesetzgeber hatte die Vorgaben aus dem Urteil vom
9. Februar 201059 umgesetzt, sodass die Vorschriften der Evidenzkontrolle
des Bundesverfassungsgerichts standhielten.60 Allerdings hat das Bundes-
verfassungsgericht deutlich gemacht, dass es die Regelungen für „noch“
ausreichend zur Abdeckung des Existenzminimums hält und dem Gesetz-
geber Vorgaben zur Neuermittlung der Regelsätze gemacht.61

Fazit und Fortgang der Bearbeitung

Aus den Entscheidungen wird ersichtlich, dass im Bereich des sächlichen
Existenzminimums das steuerrechtliche Existenzminimum als Folge der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts an die Vorgaben des Sozi-
alrechts angekoppelt wurde. Das Bundesverfassungsgericht betonte hier-
bei, dass es sich bei den sozialrechtlichen Vorgaben lediglich um eine Un-
tergrenze handelt.

Es wird zu zeigen sein, dass die – über diese Mindestanforderungen hi-
nausgehende – herrschende steuerrechtliche Lehre vom indisponiblen Ein-
kommen nicht zu überzeugenden Ergebnissen bei der steuerlichen Ver-

III.

56 BVerfG v. 9.2.2010 – 1 BvL 1, 3, 4/09, BVerfGE 125, S. 175, 246: „Kinder sind
keine kleinen Erwachsenen“.

57 BVerfG v. 9.2.2010 – 1 BvL 1, 3, 4/09, BVerfGE 125, S. 175, 252 ff.
58 BVerfG v. 23.7.2014 – 1 BvL 10, 12/12, 1 BvR 1691/13, BVerfGE 137, S. 34.
59 BVerfG v. 9.2.2010 – 1 BvL 1, 3, 4/09, BVerfGE 125, S. 175.
60 Beispielsweise hat der Gesetzgeber die Herausnahme einzelner Positionen aus der

Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) nachvollziehbar begründet, einen
Anspruch auf Leistungen für laufenden besonderen Bedarf geschaffen (§ 21 Abs. 6
SGB II) sowie das Existenzminimum der Kinder nicht mehr pauschal vom Bedarf
eines Alleinstehenden abgeleitet, sondern durch Verteilungsschlüssel ermittelt. Im
Einzelfall haben die Sozialgerichte zudem die Pflicht, Unterdeckungen durch ver-
fassungskonforme Auslegung der Vorschriften des SGB II zu verhindern, vgl.
BVerfG v. 23.7.2014 – 1 BvL 10, 12/12, 1 BvR 1691/13, BVerfGE 137, S. 34, 90 f.

61 BVerfG v. 23.7.2014 – 1 BvL 10, 12/12, 1 BvR 1691/13, BVerfGE 137, S. 34, 72,
100 f.
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schonung des Existenzminimums führt (C.). Zunächst sind hierfür die
Strukturen der Existenzsicherung im Sozialrecht zu beleuchten (B.), um
schließlich aus dem Verhältnis von Sozial- und Steuerrecht Schlüsse für
eine überzeugende Existenzsicherung im Steuerrecht ziehen zu können
(D.).

Existenzsicherung im Sozialrecht

Zielsetzung des Sozialrechts

Das Sozialstaatsprinzip ist in Art. 20 Abs. 1, 28 Abs. 1 Satz 1 GG als
Staatszielbestimmung ausgestaltet. Einfachgesetzlich ist das Sozialrecht
weitgehend62 in die zwölf Bücher des Sozialgesetzbuches integriert wor-
den, wobei im ersten Buch, dem allgemeinen Teil, zunächst dessen Aufga-
be umschrieben wird. Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 SGB I sollen soziale Gerech-
tigkeit und soziale Sicherheit verwirklicht werden. Von Bedeutung ist die
Unterteilung des Sozialrechts in verschiedene (Leistungs-)Bereiche. Auch
wenn bezüglich der genauen Einteilung keine Einigkeit besteht,63 hilft
schon die Grobeinteilung, weil den jeweiligen Bereichen steuerliche Tat-
bestände zugeordnet werden können.

Die Bereiche des Sozialrechts

Nach dem formellen Begriffsverständnis ist Sozialrecht die Gesamtheit
der Normen, die der Gesetzgeber dem Sozialrecht zugeordnet hat.64

Schwieriger ist der Versuch, den Sozialrechtsbegriff materiell zu bestim-
men. Hierbei wird von § 1 Abs. 1 SGB I ausgegangen, der die Ziele sozia-
le Gerechtigkeit und soziale Sicherheit benennt. Aufgrund der Vielschich-
tigkeit der Regelungsgegenstände des Sozialrechts hat sich eine griffige

B.

I.

II.

62 Vgl. § 68 SGB I, wonach einzelne Gesetze bis zu ihrer Integration in das SGB als
besondere Teile des SGB gelten.

63 S. Muckel/M. Ogorek, Sozialrecht, § 3 Rn. 3 f.
64 B. von Maydell in von Maydell/Ruland/Becker, Sozialrechtshandbuch (2012), § 1

Rn. 6.
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Definition bisher nicht durchsetzen können, sodass verstärkt auf den for-
mellen Aspekt der Zuordnung zum Sozialrecht zurückgegriffen wird.65

Auch ohne griffige materielle Eingrenzung ist allerdings eine Zuord-
nung nach dem Leistungsgrund möglich. Dem Grundgesetz liegt eine
klassische Einteilung, die zwischen Sozialversicherung (Art. 74 Abs. 1
Nr. 12 GG), Sozialversorgung (Art. 73 Abs. 1 Nr. 13 GG) und Sozialfür-
sorge (Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG) differenziert, zugrunde.66

Wesensmerkmal der Sozialversicherung ist der Zusammenhang zwi-
schen der Leistung und den zuvor erbrachten Beiträgen, wodurch regelmä-
ßig nicht ein Minimum, sondern ein Lebensstandard abgedeckt wird. Sozi-
alversorgung wird hingegen (steuerfinanziert) in Situationen geleistet, in
denen die Allgemeinheit Verantwortung für besondere Belastungen des
Einzelnen übernimmt.67 Sozialfürsorge beruht weder auf Leistungen noch
auf besonderen Belastungen, sondern wird subsidiär geleistet, wenn der
Bürger sich in Notlagen nicht selbst helfen kann.68

Stärker an die Funktion angelegt ist eine (moderne) Dreiteilung, die
zwischen Vorsorge, Entschädigung sowie Hilfe und Förderung unterschei-
det.69 Vorsorge umfasst hierbei die Sozialversicherung; unter Entschädi-
gung werden Sozialleistungen wegen spezieller Gesundheitsschäden, für
die die Allgemeinheit einzustehen hat, erfasst. Hilfe und Förderung erfasst
zum einen den Bereich, der klassisch der Sozialfürsorge zugeordnet wurde
(Hilfe), darüber hinaus Förderung, die der Entfaltung und Chancengleich-
heit dienen soll.70

Die Ansätze unterscheiden sich insofern, als Instrumente, die auf sozia-
le Gerechtigkeit ausgelegt sind und über Sozialfürsorge bzw. Hilfe hinaus-
gehen können – wie beispielsweise Wohngeld, Leistungen nach dem
BAföG und Elterngeld – nach klassischer Einteilung der Versorgung zuzu-
rechnen sind, nach moderner hingegen der Förderung. Folgt man der klas-
sischen Einteilung, so hat sich die Bearbeitung neben der Sozialfürsorge
auch mit Elementen der Versorgung auseinanderzusetzen. Nach der mo-

65 B. von Maydell in von Maydell/Ruland/Becker, Sozialrechtshandbuch (2012), § 1
Rn. 7.

66 S. Muckel/M. Ogorek, Sozialrecht, § 4 Rn. 3.
67 B. von Maydell in von Maydell/Ruland/Becker, Sozialrechtshandbuch (2012), § 1

Rn. 13.
68 S. Muckel/M. Ogorek, Sozialrecht, § 4 Rn. 3.
69 S. Muckel/M. Ogorek, Sozialrecht, § 4 Rn. 4.
70 S. Muckel/M. Ogorek, Sozialrecht, § 4 Rn. 4.
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